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Europa als 
Privatisierungsmotor

Mit der parlamentarischen Verabschiedung der Postreform II, welche die Umwandlung der 
drei „Behörden“ Telekom, Postdienst und Postbank In Aktiengesellschaften am 1. Januar 

1995 und den Verkauf von Aktien der Telekom AG ab 1996 und der Postdienst AG ab 1998 vor
sieht, ist die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit wieder auf die „klassische“ Privatisierungsdiskus
sion gelenkt worden. In den vergangenen Jahren assoziierte man mit „Privatisierung“ vor allem 
die Überführung von ehemals volkseigenen oder staatlichen Betrieben in Privateigentum in den 
Transformationsländern. Während es bei der Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft durch 
die Treuhandanstalt überwiegend um Unternehmen ging, die seit derVWedervereinigung Waren 
und Dienstleistungen unter Wettbewerb produzieren, betrifft die Privatisierung der Post und an
derer öffentlicher Unternehmen in der Regel Leistungen, die bislang nicht unter Wettbewerbsbe
dingungen angeboten werden konnten oder sollten. Deshalb kann hier die Privatisierung nicht 
unabhängig von der Entwicklung des Wettbewerbs diskutiert werden.

Das Verhältnis von Privatisierung und Wettbewerb ist wechselseitig. Einerseits ist Privatisie
rung gesamtwirtschaftlich nur effizient, wenn die Unternehmen im Wettbewerb stehen. Auf der 
anderen Seite sind Unternehmen, die im Wettbewerb stehen, auf Dauer nur effizient, wenn sie 
privatwirtschaftlich organisiert sind. Zwar kann der Staat Effizienznachteile, wie sie im öffentli
chen Sektor etwa durch den Mangel an Motivationsanreizen hervorgerufen werden, durch Sub
ventionen oder durch administrative Behinderung von Wettbewerbern neutralisieren, doch wurde 
und wird dieser Weg zunehmend durch die Beihilfenkontrolle und die Wettbewerbsaufsicht der 
EG-Kommission versperrt.

Die Subventions- und Wettbewerbsaufsicht ist allerdings nicht die einzige Begleiterscheinung 
der europäischen Integration, die in den Mitgliedsländern Bewegung in die Privatisierung und 
Deregulierung gebracht hat. So begünstigt der Fortfall der nationalen Grenzen die Entwicklung 
einer Vielzahl und Vielfalt von Anbietern auch in solchen Märkten, auf denen in den nationalen 
Grenzen nur ein oder nur wenige Anbieter wettbewerbsfähig waren. Außerdem sind durch die 
Schaffung des europäischen Binnenmarktes nationale Regulierungen weitgehend obsolet oder 
durch europäische Richtlinien ersetzt worden. In dem gewandelten ökonomischen und institutio
neilen Umfeld sind die durch die bisherigen nationalen Anbieter geprägten Marktstrukturen nicht 
mehr angemessen. Aus den nationalen Anbietern müssen europäische oder weltweit operie
rende Unternehmen werden. Unter Wettbewerbsbedingungen werden die bislang geschützten 
etablierten Anbieter teils expandieren, teils fusionieren, teils aber auch von anderen etablierten 
Konkurrenten oder von Newcomern vom Markt verdrängt werden.

Die Überlebens- und Entwicklungschancen der etablierten öffentlichen Unternehmen hängen 
nicht zuletzt davon ab, ob Regierung und Parlament, Unternehmensführungen und Arbeitneh
mervertreter den Mut und den Weitblick für eine zügige und weitreichende Privatisierung und De
regulierung haben. Naturgemäß ist der Zwang hierzu um so größer, je internationaler der betref
fende Markt ist. Es verwundert deshalb nicht, daß der Privatisierungsprozeß am weitesten bei 
den Luftverkehrsgesellschaften fortgeschritten ist. So hat die Bundesregierung die Weichen 
dafür gestellt, daß sich die Deutsche Lufthansa AG aus der Fessel der staatlichen Mehrheits
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beteiligung lösen kann. Durch den Verzicht auf die Beteiligung des Bundes an der vorgesehenen 
Kapitalerhöhung und später durch den Verkauf von Aktien aus Bundesbesitz soll die Beteiligung 
des Bundes auf 25% begrenzt werden. Mit diesem Schritt erschließt sich die Lufthansa den 
Kapitalmarkt, muß sich aber auch dessen Kontrolle unterwerfen.

Es ist freilich nicht zu entarten, daß die Deregulierung der Luftverkehrsmärkte in Europa einen 
ähnlichen Verdrängungswettbewerb zwischen den Luftverkehrsgesellschaften mit einem massi
ven Wandel der Anbieterstruktur wie in den Vereinigten Staaten zur Folge hat. Konservierend 
wirkt zum einen der Besitz der Streckenrechte und insbesondere der knappen Start- und Lande
rechte. Zum anderen versucht die Lufthansa -  wie auch die anderen europäischen Carrier 
durch Marketingstrategien ihre nationale Kundschaft weiter an sich zu binden, zum Beispiel 
durch ihre Buchungssysteme, durch die Gewährung von Vielfliegerrabatten und durch engere 
Kooperation mit Reisebüros und Reiseveranstaltern. Schließlich tritt das Recht zur Inlandskabo
tage, der letzte Liberalisierungsschritt der Europäischen Union, der den Fluggesellschaften die 
Bedienung von Inlandsstrecken in allen Mitgliedsländern erlaubt, erst 1997 in Kraft.

Kaum geringer als im Luftverkehr ist die Dynamik, mit der national geschützte und regulierte 
Märkte dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt werden, in der Telekommunikation. Hier ist 
es nicht nur der Abbau nationaler Regulierungen, sondern auch der technische Fortschritt, der 
die Marktpositionen der etablierten nationalen Anbieter in Frage stellt. So zwingt die Europäi
sche Union die Mitgliedstaaten zwar erst im Jahre 1998 zu dem wichtigsten überalisienjngs- 
schritt, daß das deutsche Telekommunikationsnetz nicht nur der Telekom, als dem nationalen 
Anbieter von Telefondiensten, offensteht, sondern auch den Anbietern aus anderen Mitgliedslän
dern und auch privaten deutschen Anbietern. Es ist allerdings nicht sicher, ob bis dahin nicht auch 
private Unternehmen technisch in der Lage sind, wettbewerbsfähige Netze für ihre eigenen Dien
ste aufzubauen. Dies würde die Deutsche Telekom AG möglicherweise zwingen, ihr Netz vor
zeitig zu öffnen.

Die Telekom hat wie die Lufthansa allerdings noch eine Schonfrist, in der sie sich für den Wett
bewerb rüsten kann. Beide Unternehmen werden vermutlich diese Zeit dazu nutzen, ihre Markt
stellung für den künftigen Wettbewerb durch Marketing und durch Kooperation mit entsprechen
den europäischen und amerikanischen Gesellschaften sowie mit privaten Anbietern zu sichern. 
Die Privatisierung hat nicht zuletzt das Ziel, die Lufthansa und die Telekom als flexible und 
potente Kooperationspartner attraktiv zu machen. Allerdings ist nicht ausgeschlossen, daß 
Kooperationen auch das Ziel haben, den Wettbewerb mit etablierten Anbietern zu beschränken 
und den Markteintritt von neuen Anbietern zu behindern. So gibt es die Vision, daß der weltweite 
Telekommunikationsmarkt künftig von wenigen internationalen Konzernen beherrscht wird. Dies 
zu verhindern, ist Aufgabe der europäischen und nationalen Wettbewerbspolitik. Die Privatisie
rung und Deregulierung bedeutet also nicht Entstaatlichung, sondern Verlagerung der staat
lichen Aufgaben in Richtung der Ordnungspolitik.

Sehr viel niedriger ist der Privatisierungsdruck bei den staatlichen Verkehrsunternehmen, na
mentlich im schienengebundenen Verkehr. Zwar sind die Deutsche Bundesbahn und die Reichs
bahn der ehemaligen DDR seit dem 1.1.1994 in der privatrechtlichen Rechtsform einer Aktien
gesellschaft als Deutsche Eisenbahn AG tätig, doch bislang ist noch keine Beteiligung privater 
Kapitalgeber vorgesehen. Auch ist die Bereitstellung des Fahrweges gegenüber dem Betrieb 
des Güter- und Personentransportes nur organisatorisch, nicht aber rechtlich verselbständigt. 
Dies erschwert den von der Europäischen Union geforderten Zugang anderer Transportunter
nehmen zum Schienennetz und beeinträchtigt die Durchsetzung von leistungsförderndem Wett
bewerb.

Daß unter dem Druck der Internationalisierung und des technischen Fortschritts auch schein
bar unanfechtbare Monopole erschüttert werden, zeigt sich im Postdienst. Im Paketverkehr ma
chen schon seit geraumer Zeit kleine und große, international operierende Kurierdienste der Post 
Konkurrenz. Und in der Briefzustellung wird die Post durch die Substitutionskonkurrenz des Tele- 
faxes bedrängt. Es ist geradezu eine Ironie, daß ausgerechnet der von der Postgewerkschaft mit 
dem Ziel der Konservierung von Besitzständen inszenierte Streik der Kundschaft vor Augen 
führte, daß es zur traditionellen Briefbeförderung eine Alternative gibt.
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